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La Chaux-de-Fonds räumt auf
Nach dem Sturm verarbeiten die Einwohner den Schock – mehr als die Hälfte der Häuser ist beschädigt

ANNEGRET MATHARI, LA CHAUX-DE-FONDS

AmTag nach dem schweren Sturm in La
Chaux-de-Fonds ist in der Westschwei-
zer Stadt schon viel aufgeräumt worden.
Zerbrochene Fensterscheiben und von
zahlreichen Häusern heruntergefallene
Ziegel waren am Dienstag in den meis-
ten Strassen der Innenstadt bereits weg-
gewischt, auch mit tatkräftiger Unter-
stützung von Einwohnern.

Die umgestürzten oder entwurzelten
Bäume sind ebenfalls schon abtranspor-
tiert, ebenso der Kran, der beiWindstär-
ken von mehr als 200 Kilometern pro
Stunde auf ein Auto gestürzt war. Da-
bei war ein Mann getötet worden. «Die
Stadt in fünf Minuten zerstört», titelte
die Regionalzeitung «Arcinfo» am
Dienstag, tatsächlich dauerte der Sturm
nicht länger. Dennoch wurden 40 Men-
schen verletzt.

Fassadenplatten abgerissen

Um ein Haar wäre auch Tahir Ur-Reh-
man in seinem Taxi vom umstürzenden
Kran zerquetscht worden. Sein Auto
war am Taxistand parkiert. Es habe ein
dicker Nebel geherrscht, sagte er und
zeigte ein Video auf seinem Telefon.
Zum Glück habe er dennoch gesehen,
dass der Kran in der Nähe sich bewegte,
da sei er einige Meter weggefahren. «30
Sekunden später wäre ich tot gewesen.»

Er habe sich so erschrocken, dass er
etwa eine halbe Stunde lang wie gelähmt
gewesen sei, erzählt der Mann.Die Poli-
zei sei rasch gekommen und habe ihm
Schutz gegeben, damit er aus demAuto
aussteigen konnte. Denn wegen des
Sturms konnte er die Tür nicht alleine
öffnen. Dann brachten ihn die Polizis-
ten in ein Einkaufszentrum, wo er sich
etwas erholen konnte.

In manchen Strassen waren am
Dienstag ganze Häuserreihen abge-
sperrt, weil weiterhin die Gefahr be-
steht, dass Ziegel, beschädigte Balkon-
brüstungen oder Fensterstoren herun-
terfallen. Die Behörden riefen die Be-

völkerung zu Vorsicht auf. An einem
Hochhaus in der Nähe des Bahnhofs
wurden Fassadenplatten über mehrere
Stockwerke hinweg abgerissen, ein Teil
des darunter liegenden Isolationsmate-
rials flatterte am Dienstag noch im nun
milderenWind. «Das war der Sturm und
nicht der Kran», sagte Joanna Oktay, die
Inhaberin der Pizzeria Dolce Vita. Der
Kran sei entgegen anderen Behauptun-
gen in eine andere Richtung gefallen.
«Wir sahen das hier quasi von einem
Logenplatz aus.»

Am Montagvormittag sei die Lage
zunächst normal gewesen. Einige Kun-

den hätten sich auf der Terrasse des
Restaurants aufgehalten. Als sie gegen
Mittag den Eindruck hatte, es werde
bald regnen, rief Oktay die Kunden in
das Restaurant. Kaum seien sie drinnen
gewesen, habe es auch schon gehagelt.
Dann sei plötzlich ein sehr starker Sturm
aufgekommen. «Es war schrecklich.»

Solche Winde habe sie bisher nur
in Filmen gesehen, etwa über die Kari-
bik oder Thailand, jedoch nie in La
Chaux-de-Fonds. Draussen sei alles
herumgewirbelt, Tische, Stühle, Teile
von Dachbedeckungen. Ihre neunjäh-
rige Tochter stehe noch immer unter

Schock. Sobald sie Wind pfeifen höre,
rufe sie an, sagt Oktay.Das Mädchen sei
während des Sturms mit ihrem älteren
Bruder zu Hause gewesen. Die Fami-
lie wohnt im 18. Stock. Das Hochhaus
habe geschwankt, es sei jedoch nichts
beschädigt worden. Die Kinder hätten
versucht, die Treppen hinunterzustei-
gen, da der Lift aufgrund des ausge-
lösten Alarms blockiert war.

In Panik geraten seien die Bewohne-
rinnen und Bewohner des Altersheims,
in dem sie arbeite, berichtete die Pfle-
gerin Isabelle Blanc. Manche von ihnen
hätten geschrien. Einige Fenster seien

zerbrochen und Teile des Dachs herun-
tergefallen, glücklicherweise sei jedoch
niemand verletzt worden.

Sébastien Schreyer kam ebenfalls mit
dem Schrecken davon. Er wartete auf
dem Bahngleis auf seinen Zug, als der
Sturm ausbrach. Zusammen mit weite-
ren Reisenden habe er sich in der War-
tekabine auf dem Gleis in Sicherheit
gebracht, erzählt er. Erst als er danach

den Bahnhof verlassen habe, habe er die
ganzeVerwüstung und die entwurzelten
Bäume gesehen. «Das lässt einen nicht
gleichgültig.» Als Tragödie bezeichnete
der Architekt Ricardo Mendes die Be-
schädigungen. Der Sturm habe ohne
Vorwarnung gewütet.

Teure Reparaturarbeiten

Die Stadt La Chaux-de-Fonds geht auf-
grund erster Schätzungen davon aus,
dass sich die Kosten für die Reparatur-
arbeiten an den Gebäuden auf 80 bis
100 Millionen Franken belaufen wer-
den, wie Jean-Daniel Jeanneret, Präsi-
dent des Gemeinderats (Exekutive), auf
Anfrage sagte.Nach seinenWorten sind
mehr als 4000 der insgesamt 7000 Ge-
bäude der Stadt beschädigt worden.Die
Wiederherstellung der Gebäude werde
voraussichtlich mehrere Monate in An-
spruch nehmen. Jeanneret hob zudem
hervor, dass es jedoch mehrere Jahr-
zehnte dauern werde, bis sich die Vege-
tation der betroffenen 1600 Hektaren
Wald und der Pärke erholt habe.

Bei dieser Kirche in der Nähe von La Chaux-de-Fonds hat der Sturm den Glockenturm zerstört. JEAN-CHRISTOPHE BOTT / KEYSTONE

Vermutlich war es ein Downburst
So stark wie am Montag im Jura werden Gewitterfallböen nur sehr selten

SVEN TITZ (TEXT), JONAS OESCH (GRAFIK)

Es gab mindestens 40 Verletzte, und ein
Mensch ist ums Leben gekommen.Aus-
serdem hat das heftige Gewitter, das am
Montag kurz vor Mittag über Le Locle
und La Chaux-de-Fonds im Kanton
Neuenburg gezogen ist, Häuser beschä-
digt, Bäume entwurzelt und Kräne und
Autos umkippen lassen.

Als Ursache des Unwetters war zu-
nächst von einem Tornado die Rede.
Doch das Bild der Schäden in den be-
troffenen Orten und die Videos, welche
in sozialen Netzwerken kursieren, spre-
chen eher für einen sogenannten Down-
burst, also eine Gewitterfallbö. «Wir
gehen von einem Downburst aus», sagt
auch der Meteorologe Patrick Stierli
von Meteo Schweiz. Für einen Tornado
gebe es nur wenige Indizien.

Messung wird überprüft

Der Wind wehte allerdings heftig. An
einer Messstation von Meteo Schweiz
am Flugplatz von La Chaux-de-Fonds
wurde am Montag um 11 Uhr 30 eine
maximale Windgeschwindigkeit von
217 km/h registriert. Eine so hohe Ge-
schwindigkeit liegt weit über der Orkan-
stärke von 120 km/h und wird im Flach-
land nur sehr selten beobachtet. Meteo
Schweiz untersucht die Korrektheit der
Messung derzeit noch. Das Messgerät,
ein Schalenanemometer, ist für so hohe
Windgeschwindigkeiten eigentlich gar
nicht ausgelegt.

Es ist jedenfalls plausibel, dass ein
starker Downburst den extrem hefti-
gen Windstoss hervorgerufen hat. Auf
Deutsch spricht man auch von einer

Fallbö, aber dieser Begriff ist nicht sehr
gebräuchlich. Ein Downburst kann in
schweren Gewittern entstehen. Wer in
Zürich lebt, hat das Phänomen mög-
licherweise noch in Erinnerung: Am
13. Juli 2021 entwurzelte eine Fallbö in
einer Gewitternacht Hunderte Bäume
in der Stadt.

Zwei Ursachen

Reift eine Gewitterwolke, dann bilden
sich sowohl Gebiete mit Aufwinden als
auch Gebiete mit Fallwinden. Die star-
ken Fallwinde, die einenDownburst aus-
zeichnen, haben im Wesentlichen zwei
Ursachen. Verdunsten Regentropfen in
einer Gewitterwolke, kühlt sich die Luft
ab; das Schmelzen von Hagelkörnern
hat den gleichen Effekt. Dadurch wird
die Luft pro Volumen schwerer als die
Umgebungsluft und erfährt eine Be-
schleunigung nach unten. Die zweite,
weniger bedeutsame Ursache sind die
fallenden Regentropfen und Hagel-
körner – sie reissen die Luft mit sich
in dieTiefe.BeideMechanismen zusam-
men können einen Fallwind auf eine Ge-
schwindigkeit von mehr als 200 km/h
beschleunigen. Trifft dieser Luftstrom
dann auf den Boden, weicht die Luft
zur Seite aus, und es entstehen Böen
in horizontaler Richtung.

Anders als bei einem Downburst zir-
kuliert die Luft bei einem Tornado um
eine vertikale Achse. Typisch für das
Schadensbild eines Tornados sind die
in verschiedene Richtungen umgestürz-
ten Bäume. Davon ist in den Bildern
und denVideos aus La Chaux-de-Fonds
aber nichts zu sehen, derWind weht dar-
auf immer in eine Richtung. Auch des-

halb vermuten die meisten Meteorolo-
gen, die sich zu demUnwetter geäussert
haben, dass die Ursache für die Schäden
ein Downburst gewesen sei.

Patrick Stierli von Meteo Schweiz
berichtet, kurz vor La Chaux-de-Fonds
sei in dem Gewitter wahrscheinlich der
Aufwind zusammengebrochen. Darauf
deuteten die Signaturen in den Radar-
bildern hin. Anschliessend sei über der
Stadt besonders viel Niederschlag her-
untergekommen. Dieser Effekt habe
womöglich zu dem starken Downburst
beigetragen. Laut Stierli ist das Gewit-
ter sehr langlebig gewesen. Es habe sich
regeneriert und sei später noch über den
Flughafen Zürich gezogen.

Höchstwert übertroffen

Für die maximal erreichbareWindstärke
bei Fallböen in Gewittern kursieren ver-
schiedene Angaben. Die amerikani-
sche Klimabehörde Noaa berichtet von
höchstens 270 km/h bei kleinräumigen
Downbursts – mit einem Durchmesser
von weniger als 4 Kilometern – und von
höchstens 210 km/h bei grossräumigen
Ereignissen. Diese Angaben beziehen
sich allerdings auf Gewitter in den USA,
die oft noch kräftiger werden als diejeni-
gen in Mitteleuropa.

Für die Schweiz sind die Fallböen, die
amMontag imKantonNeuenburggetobt
haben,jedenfalls aussergewöhnlich stark
gewesen.Der bisherige Flachlandrekord
stammt vom 15. Juli 1985.An jenem Tag
wurde inGlaruswährendeinesGewitters
eineWindstärke von 190 km/h gemessen.
Diesen Rekord hat das Ereignis von La
Chaux-de-Fonds, sofern die dortigeMes-
sung Bestand hat, nun übertroffen.

«30 Sekunden
später wäre ich
tot gewesen.»
Tahir Ur-Rehman
Taxifahrer
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Fachkräftemangel – die Schlagseite der Wirtschaft
Die Schweiz bildet zu viele Geisteswissenschafter aus und zu wenige Berufspraktiker

RUDOLF STRAHM

Wer einen Heizungsinstallateur oder
einen technischen Zeichner anstellen
will, muss im Durchschnitt 75 Tage, also
zweieinhalb Monate, suchen. Für das
besteFünfteldauertes sogarvierMonate.
Stellen für Poliere, Sanitärinstallateure
und zahlreiche weitere technische Kader
bleiben im Durchschnitt mehr als zwei
Monate offen,bei den anspruchsvollsten
sogar drei bis vier Monate. Der Schwei-
zerische Arbeitgeberverband schätzt
die Wertschöpfungsverluste durch die
Vakanzen gesamthaft auf 5 Milliarden
Franken pro Jahr.

Die Breite des Mangels belegen der
Stellenmarkt-Monitor der Universi-
tät Zürich mit Adecco genauso wie der
neue Vakanzdauer-Indikator der KOF/
ETH, der die Anzahl Tage bis zur Wie-
derbesetzung von vakanten Stellen wie-
dergibt. Verblüffend ist demgegenüber,
dies zeigt die gleiche Stellenvakanz-
Erhebung, dass die ausgeschriebenen
Arbeitsstellen für öffentliche Verwal-
tungen – diese betreffen grossmehrheit-
lich Uni-Absolventen – im Durchschnitt
in weniger als 30 Tagen besetzt sind.
Dies belegt, dass in diesen Berufen kein
genereller Fachkräftemangel und teil-
weise sogar Überfluss vorherrscht.

Was läuft anders in der privaten Wirt-
schaft? Es sind, abgesehen vom konjunk-
turellen Aufschwung nach der Pandemie,
hausgemachte, strukturelle Faktoren, die

mit dem Bildungssystem zu tun haben –
und diese werden oft verdrängt. Im Buch
«Karriere mit Berufsbildung –Warum der
Arbeitsmarkt Fachkräfte mit Berufslehre
am meisten begehrt»,an dem ich mitarbei-
tete, wurde die Fachkräfteproblematik in
bildungspolitischer Optik durchleuchtet.

Der Arbeitsmarkt hat gekehrt

Der Arbeitsmarkt hat nämlich in den
letzten Jahren in aller Stille gekehrt:
Heute fehlen nicht primär Uni-Absol-
venten, sondern Fachleute mit Berufs-
lehre,mit oder ohne anschliessendeWei-
terbildungen und Spezialisierungen auf
der Tertiärstufe. Es fehlen vor allem die
Techniker, Teamchefs, Gruppenleiterin-
nen, kurz die tragenden mittleren Kader
in der Wirtschaft!

Der Ärztemangel, der weiterhin be-
steht, wird in den Spitälern überlagert
durch den Mangel an diplomierten
Pflegefachpersonen und Spezialistinnen
für Intensivpflege, Palliative Care und
anderen.Im Energie- und Baubereich ist
der grösste Engpass bei Solar-Monteu-
ren und -Installateuren, bei Gebäudein-
formatikern,Wärmepumpenspezialisten
und Elektrotechnikern,die eine Projekt-
auslegung berechnen und ein Team füh-
ren können. Im Informatikbereich man-
gelt es nicht bloss an Top-Programmier-
Cracks aus den Universitäten, sondern
um ein Mehrfaches auch an IT-Appli-
kationsentwicklern, Betriebs- und Wirt-

schaftsinformatikern,System- und Secu-
rity-Technikern aus den höheren Fach-
schulen und Fachhochschulen.

Die Eidgenössische Hochschule für
Berufsbildung hat in einer Langzeit-
studie aufgezeigt, dass der Arbeitsmarkt
die Fachkräfte mit einer höheren Berufs-
bildung – also Absolventen einer höhe-
ren Fachschule, einer Berufsprüfung
oder höheren Fachprüfung – mehr nach-
fragt als Uni-Absolventen.

Die 440 Berufsbezeichnungen in der
höheren Berufsbildung sollen nun nach
dem Willen von Bundesrat Guy Parme-
lin zu Recht mit dem übergreifenden Ti-
tel eines «Professional Bachelor» oder
«Professional Master» aufgewertet wer-
den. Mittlerweile wird dieses Vorhaben
von allen Wirtschaftsverbänden mitge-
tragen. Einzig die Swissuniversities be-
kämpfen aus standespolitischen Grün-
den verbissen diesen in Deutschland und
Österreich längst eingeführten Titel.

Berufsbildung und praktische Intel-
ligenz erfordern mehr gesellschaftliche
Wertschätzung. Je weiter die gymna-
sialen Maturitätsquoten hochgetrieben
werden, desto mehr gerät die Berufs-
lehre in ein soziales Stigma. Auch die
Arbeitgeberschaft steht in der Pflicht:
Weiterbildungsangebote und flexible
Arbeitszeiten zur familiären Rücksicht-
nahme verbessern dieAttraktivität ihrer
Branche und ihrer Berufe.

Die arbeitsmarktliche Realität macht
aber die Kehrseite der gleichen Medaille

sichtbar: nämlich den Trend, wonach die
Universitäten teilweise amArbeitsmarkt
vorbei ausbilden. Dies betrifft nicht die
Ärzte, Ingenieure und weiteren Mint-
Berufe (Mathematik, Informatik, Natur-
wissenschaften,Technik). Problematisch
wird zusehends die Überzahl von Stu-
dierenden in Geistes- und Sozialwissen-
schaften – allein im Hauptfach Psycho-
logie zählt man derzeit 13 000. In diesen
beiden Fächergruppen studieren heute
anderthalb Mal so viele wie in den exak-
ten Wissenschaften und doppelt so viele
wie in den technischen Wissenschaften.

Kluft der Kulturen

Die Hochschulabsolventenbefragung
zeigt, dass durchschnittlich 48 Prozent
der Uni-Absolventen ein Jahr nach Stu-
dienabschluss keine feste Anstellung
haben (bei den Fachhochschulen nur
14 Prozent). Und noch fünf Jahre nach
dem Studienabschluss verfügen im Mit-
tel 28 Prozent von ihnen – mehr als ein
Viertel! – nicht über eine feste Stelle (bei
den Fachhochschulen nur 5 Prozent) – ein
deutlicher Überfluss-Indikator, der mit
den Berufs-Adäquanzanalysen bestä-
tigt wird. Bislang wurden die vielen Uni-
Absolventen von öffentlichenVerwaltun-
gen und von wachsenden Konzernstäben
aufgesogen. Wird das so weiterlaufen?

Festgestellt wird eine wachsende
Kluft der Arbeitskulturen zwischen den
gesuchten praxisorientierten Fachkräf-

ten mit Berufs- und Weiterbildungsab-
schlüssen einerseits und den teilweise
abgehobenen und isolierten akademi-
schen Berufen andererseits. Als Kon-
sequenz manifestiert sich die sichtbare
politische Spaltung zwischen der eher
ländlichen, berufspraktischen KMU-
Wirtschaftselite und einer auf Verwal-
tungen ausgerichteten, urbanen, aka-
demisch geschulten Bildungselite. Das
letzte Wort zu diesem Befund ist noch
nicht gesprochen.

Rudolf Strahm war SP-Nationalrat und Eid-
genössischer Preisüberwacher. Er wirkte
nebenamtlich als Dozent für Berufs- und Lauf-
bahnberaterinnen an den Universitäten Bern
und Freiburg. Neuste Publikation: Ea Eller,
Rudolf H. Strahm, Jörg Wombacher: Karriere
mit Berufsbildung – Warum der Arbeitsmarkt
Fachkräfte mit Berufslehre am meisten be-
gehrt. Hep-Verlag, Juli 2023, 208 S.

LAUTER PROBLEME
Zuwanderung, Polarisierung oder
Stadt-Land-Graben: Die Schweiz hat
verschiedene Herausforderungen zu
bewältigen. In einer Artikelserie widmen
sich verschiedene Persönlichkeiten –
bekannte und weniger bekannte – einem
Problem, das es zu lösen gilt. Den
Auftakt macht Rudolf Strahm.

nzz.ch/schweiz

Kriegsgewinnlerin oder Bananenrepublik?
Im Ausland gilt die Schweizer Sanktionspolitik gegen Russland als zu lasch – für einen Walliser Ständerat geht sie zu weit

DAVID BINER, BERN

Wenige Tage und viele Diskussionen
nach dem russischen Grossangriff hat
die Schweizer Landesregierung Ende
Februar 2022 beschlossen, die EU-Sank-
tionen gegen Russland zu übernehmen.
Seither wird die entsprechende Ukraine-
Verordnung ständig angepasst. Sie um-
fasst verschiedene Massnahmen im Be-
reich der Güter und Finanzen. So hat die
Schweiz gemäss eigenenAngaben bereits
russische Finanzvermögen in der Höhe
von 7,5 Milliarden Franken gesperrt.

Mit der Übernahme der EU-Sank-
tionen und deren akribischer Umset-
zung hofft der Bundesrat, sich in diesem
Krieg auf die Seite der Guten zu stellen –
und gleichzeitig immer noch als neutra-
ler Staat wahrgenommen zu werden.
Dieser Spagat beeindruckt indes weder
die Russen noch die Amerikaner, ganz
im Gegenteil. Allen Bemühungen zum
Trotz,sich am Rande des Ukraine-Kriegs
korrekt zu verhalten, gerät die Schweiz
auch von den eigentlichen Verbündeten
zusehends unter Druck. Nach abschätzi-
gen Bemerkungen des hiesigen US-Bot-
schafters sind die Schweizer Rohstoff-
händler ins Visier von Washington ge-
raten. Droht die Schweiz in einen Wirt-
schaftskrieg hineingezogen zu werden?

Nicht zu wenig, sondern zu viel

Während der Bundesrat die Kritik von
aussen über sich ergehen lässt, beginnt
es nun auch im Inneren zu gären. Im
Parlament formiert sich ebenfalls Wi-
derstand gegen das Sanktionsregime der
Schweiz – wenn auch aus ganz anderen
Gründen und unter verkehrten Vorzei-
chen. Anders als im Ausland steht hier
der Bundesrat in der Kritik, nicht zu we-
nig zu unternehmen gegen mit Sanktio-
nen belegte Personen und Firmen aus
Russland, sondern viel zu viel – und vor
allem das komplett Falsche. Es ist der
Walliser Mitte-Ständerat Beat Rieder,
der der Landesregierung vorwirft, mit
der direkten Übernahme der EU-Sank-
tionen einen Grundsatz des Strafrechts
und damit auch einen Pfeiler der Verfas-
sung zu verletzen. Rieder gibt dem Bun-
desrat bis im September Zeit, den ent-
sprechenden Teil aus der Verordnung zu
streichen. Sonst sähe er sich gezwungen,

eine Motion einzureichen und es dar-
auf ankommen zu lassen. Kommt es im
Herbst zu einem Showdown zwischen
Bundesrat und Parlament, Guy Parme-
lin und Beat Rieder? Zu einem ersten
Austausch kam es bereits während der
letzten Sommersession im Juni.

Konkret geht es Rieder um das achte
Sanktionspaket der EU gegenüber Russ-
land, das der Bundesrat im vergangenen
November übernommen hat.Dieses ver-
bietet mit Sanktionen belegten Personen
und Unternehmen unter anderem eine
Rechtsberatung durch einen hiesigen
Anwalt. Diesem droht eine Strafe von
bis zu einem Jahr Gefängnis, wenn er
sich nicht an dieses Verbot hält. Ein Ver-
bot, das gemäss Rieders Argumentation
lediglich in der Verordnung festgehal-
ten sei und dem die gesetzliche Grund-
lage fehle. Was wiederum gegen Arti-
kel 1 des Schweizerischen Strafgesetz-

buchs (StGB) verstosse: «Eine Strafe
oder Massnahme darf nur wegen einer
Tat verhängt werden,die das Gesetz aus-
drücklich unter Strafe stellt.»

Es handle sich hierbei um einen un-
verrückbaren Grundsatz des schweizeri-
schen Rechtsstaats, so Rieder, der selbst
Jurist ist und dessen Vorstoss von prak-
tizierenden wie auch lehrenden Kreisen
der Jurisprudenz mitgetragen wird. Jus-
Studenten, so Rieder, würden dem Prin-
zip von Artikel 1 StGB («nulla poena
sine lege») wohl in der ersten Vorlesung
begegnen und danach nie mehr explizit,
weil es dermassen elementar und klar
sei. «Dass nun der Bundesrat diesen
derart wichtigen Grundsatz verletzt, ist
mehr als bedenklich», sagt Rieder. Mit
der Übernahme der Sanktionen lasse
sich die Schweiz in diesem Fall von der
EU eine Rechtsprechung oktroyieren,
die weder durch die eigenen Gesetze,

geschweige denn durch die Bundesver-
fassung abgestützt werde.

Der Bundesrat wehrte sich schriftlich
gegen die Anwürfe des Ständerats. In sei-
nem Hauptargument unterscheidet er vor
allem zwischen nichtstreitigen und streiti-
genAngelegenheiten – vereinfacht gesagt
zwischen Rechtsberatung und Rechtsver-
tretung. In enger Anlehnung an die Er-
wägungen der EU zählt das zuständige
Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco)
etwaHandelsgeschäfteoderdieAusarbei-
tung,Ausfertigung und Überprüfung von
Rechtsdokumenten in nichtstreitigenAn-
gelegenheiten zu verbotenen Rechtsbera-
tungstätigkeiten. Rechtsdienstleistungen
wiederum, die erforderlich sind, um bei
einem Gerichtsverfahren das Recht auf
Verteidigung wahrzunehmen, seien auch
für die mit Sanktionen belegten Personen
und Unternehmen in der Schweiz nach
wie vor zulässig.Also übertreibt Rieder?

Mit dem Verbot der Rechtsberatung
werde einer der Grundpfeiler jeder
rechtsstaatlichen Ordnung tangiert, er-
widert der Mitte-Ständerat, «nämlich
das rechtliche Gehör». Eine zweck-
mässige Unterscheidung zwischen der
Rechtsberatung und der Rechtsvertre-
tung vor oder dann während eines Ver-
fahrens sei zudem kaum möglich – was
auch schon das Bundesgericht in meh-
reren Grundsatzentscheiden festgelegt
habe. Schliesslich muss auch die Landes-
regierung einräumen, dass Rieders Be-
denken nicht vollständig zu entkräften
sind – selbst, nachdem man das Seco so-
wie das Bundesamt für Justiz konsultiert
habe. Der zuständige Wirtschaftsminis-
ter Guy Parmelin (SVP) hat Rieder im
Plenum in Aussicht gestellt, dass sich
«seine» Rechtsexperten einmal mit ihm
zusammensetzen werden, um die «spezi-
fischen Punkte» zu klären.

Deutsche Grüne trommeln schon

Der Bundesrat droht mit dem zustän-
digen Departementsvorsteher Parme-
lin zwischen die Fronten zu geraten.
Gut möglich, dass Rieder im Ständerat
genügend Verbündete findet, um einer
allfälligen Motion zumindest als Druck-
mittel das entsprechende Gewicht geben
zu können. Wenn der Bundesrat nicht
einlenkt, könnten ihm das mehrere Par-
teien unter die Nase reiben.

Wenn die Regierung der Forderung
Rieders nachkommt und den strittigen
Passus aus der Verordnung entfernt,
könnte das im Ausland allerdings als
weitere Lockerung der Schweizer Sank-
tionspolitik gegenüber Russland inter-
pretiert werden. Nicht nur die Amerika-
ner, auch Vertreter der deutschen Grü-
nen, immerhin eine Regierungspartei,
trommeln bereits. Die Schweiz stehe im
Verdacht, Putin bei der Umgehung der
Sanktionen zu helfen, schreibt Anton
Hofreiter, Grünen-Abgeordneter und
Vorsitzender des Ausschusses für An-
gelegenheiten der Europäischen Union.

Bald anderthalb Jahre nach Über-
nahme der EU-Sanktionen wird die Eid-
genossenschaft im Ausland als Kriegs-
gewinnlerin beschuldigt, im Inland
wiederum als Bananenrepublik ver-
dächtigt – weiter könnten die Schweiz-
Perzeptionen nicht auseinanderliegen.

Der Mitte-Ständerat Beat Rieder verlangt vom Bundesrat, die Ukraine-Verordnung anzupassen. ALESSANDRO DELLA VALLE / KEYSTONE


